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Dauerwohnrecht 

Obwohl das Dauerwohnrecht seit ca. 50 Jahren im Wohnungseigentumsgesetz (WEG) ver-

ankert ist, ist seine Bedeutung für die Praxis gering geblieben. Zwar haben einige Woh-

nungsgenossenschaften das Instrument als Alternative zur Wohneigentumsbildung genutzt 

und auch gute Erfolge erzielt. Flächendeckend hat sich das Dauerwohnrecht aber bisher 

nicht durchsetzen können, weil es steuerlich im Rahmen der Wohneigentumsförderung nur 

anerkannt wird, wenn es zeitlich unbefristet ausgestaltet ist und ein Mustervertrag ver-

wendet wird, in dem es derart dem Wohneigentum angenähert ist, dass häufig kein Anreiz 

besteht, dieses Instrument zu nutzen. 

Zwischenzeitlich haben sich jedoch die Rahmenbedingungen verändert. Da die private Al-

tersvorsorge und die Senkung der Wohnkostenbelastung im Alter zunehmend wichtiger 

geworden sind und die öffentliche Förderung für Wohnungsbau und Wohnungseigentum 

erheblich zurückgegangen ist, werden Alternativen zum klassischen Wohneigentum immer 

bedeutender. Insbesondere viele ältere Menschen wollen die Vorteile des mietfreien Woh-

nens im Alter häufig nicht mit den Verpflichtungen des Wohneigentums verbinden. Die 

Vererbung im Todesfall ist – nicht zuletzt bei sinkenden Renten – häufig nicht gewünscht; 

die älteren Menschen wollen und müssen ihr Vermögen verzehren. Wohneigentum hat 

darüber hinaus den Nachteil, dass es gegebenenfalls später wegen körperlicher Gebrechen 

ab einem bestimmten Alter nicht mehr für die heutigen Nutzer geeignet ist und daher 

vermietet oder veräußert werden muss. Beim Dauerwohnrecht sind hingegen Vereinba-

rungen möglich, die auch eine Rücknahme durch die Wohnungsgenossenschaft während 

der Laufzeit vorsehen können. Hinzu kommen immer stärker auftretende Finanzierungs-

probleme beim Erwerb von Wohneigentum durch ältere Menschen. Das Dauerwohnrecht 

eignet sich aber auch für jüngere Menschen, insbesondere für junge Familien. Diese wol-

len häufig Flexibilität und Mobilität durch die Bildung von Wohneigentum nicht verlieren. 

Das Dauerwohnrecht mit entsprechend ausgestalteten Rückgabevereinbarungen eignet 

sich insoweit besser und erhält die Flexibilität. 

Dies könnte die Attraktivität des Dauerwohnrechts erhöhen, zumal es aufgrund zahlreicher 

Gestaltungsmöglichkeiten besonders flexibel ist. Davon könnten insbesondere Wohnungs-

genossenschaften profitieren, da das Dauerwohnrecht nicht nur den Mitgliedern einer Ge-

nossenschaft Vorteile bietet, sondern auch der Genossenschaft selbst, deren Liquidität sich 

durch den Verkauf von Dauerwohnrechten erhöht, ohne dass es zu einer Veräußerung der 

Immobilie kommt, da künftige Mietzahlungen kapitalisiert und in gewissem Umfang stille 

Reserven realisiert werden können. Die Wohnungsgenossenschaften bleiben Eigentümer 

der Immobilienbestände, schalten aber das Leerstandsrisiko (zeitweise) aus und können 

eine stärkere Kundenbindung als bei der klassischen Wohneigentumsbildung realisieren. 
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Zudem haben sie die Möglichkeit, mit zusätzlichen Dienstleistungsangeboten an die Dau-

erwohnberechtigten heranzutreten.1 

In der vorliegenden Untersuchung soll insbesondere geklärt werden, wie das Dauerwohn-

recht auszugestalten ist, um den Genossenschaften ein sinnvolles Instrument an die Hand 

zu geben, mit dem sie zur privaten Altersvorsorge ihrer Mitglieder beitragen können. Dabei 

ist vor allem den Besonderheiten der Genossenschaften sowie den spezifischen Erforder-

nissen einer privaten Altersvorsorge Rechnung zu tragen.  

Neben dem Dauerwohnrecht nach WEG könnte aber auch das Wohnungsrecht nach 

§ 1093 BGB unter Vorsorgegesichtspunkten attraktiv sein, so dass Letzteres ebenfalls einer 

kurzen Betrachtung unterzogen wird. 

I. Dauerwohnrecht nach §§ 31 ff. WEG 

Zunächst sollen Anwendungsmöglichkeiten und die Vorteile des Dauerwohnrechts gegen-

über dem Dauernutzungsrecht herausgearbeitet werden. Sodann wird die Preisbildung und 

das Potenzial der Wohnkostenreduzierung im Alter untersucht. Den Schwerpunkt der Aus-

arbeitung bildet danach die Darstellung der Gestaltungsanforderungen an das Dauerwohn-

recht als sinnvolles Altersvorsorgemodell. Abschließend wird erörtert, inwieweit eine Integ-

ration des Dauerwohnrechts in die Riester-Rente vorstellbar ist. 

1. Definition und Anwendungsmöglichkeiten 

Das Dauerwohnrecht nach § 31 Abs. 1 Satz 1 WEG stellt sich rechtlich als eine Belastung 

eines Grundstücks in der Weise dar, dass derjenige, zu dessen Gunsten die Belastung er-

folgt, berechtigt ist, unter Ausschluss des Eigentümers eine bestimmte Wohnung in einem 

auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden Gebäude zu bewohnen oder in ande-

rer Weise zu nutzen.2 Das Dauerwohnrecht ist ein dingliches Recht am Grundstück, das die 

ausschließliche Befugnis zur Nutzung bestimmter Räume in dem auf dem Grundstück er-

richteten oder zu errichtenden Gebäude oder auch des ganzen Gebäudes gewährt.3 Es hat 

nicht (wie das Erbbaurecht) den Charakter eines grundstücksgleichen Rechts,4 sondern ist 

nur eine Dienstbarkeit5. Dadurch kann das Dauerwohnrecht seinerseits nur mit einem 

Nießbrauch, nicht aber mit dinglichen Rechten belastet werden, wie sie an Grundstücken 

                                                

1  Zu den Vorteilen des Dauerwohnrechts für die Wohnungsgenossenschaften näher GdW, Das Dauerwohn-
recht nach Wohnungseigentumsgesetz (Arbeitshilfe 44), November 2003, S. 13 f. 

2  Das Dauerwohnrecht gibt also allgemein die Befugnis, die Räume, auf die es sich bezieht, zu nutzen, also 
nicht nur zu bewohnen, sondern beispielsweise auch zu vermieten. 

3  Mansel, in: Weitnauer, WEG, 9. Aufl. 2005, § 31 Rn. 1. 

4  Daher ist der Erwerb eines Dauerwohnrechts auch nur in Ausnahmefällen grunderwerbsteuerpflichtig. Wird 
das Recht durch Vermietung genutzt, sind aber die Mietzinsen einkommensteuerpflichtig. 

5  Dienstbarkeiten sind auf ein Dulden oder Unterlassen gerichtete beschränkte dingliche Rechte am Belas-
tungsgegenstand; vgl. Bassenge, in: Palandt, BGB, 64. Aufl. 2005, Rn. 1 vor § 1018. 



Expertise Dauerwohnrecht 

 

Dauerwohnrecht                                                                         BBR-Online-Publikation, Oktober 2005 
 

5 

 

oder grundstücksgleichen Rechten möglich sind. Es stellt vielmehr selbst eine Belastung 

des Grundstücks dar und steht im Rangverhältnis zu den übrigen Rechten am Grundstück. 

Das Gesetz regelt in den §§ 31 bis 42 WEG lediglich die dingliche Seite des Dauerwohn-

rechts. Die Ausgestaltung der schuldrechtlichen Beziehungen zwischen Berechtigtem und 

Eigentümer bleibt im Wesentlichen der Vereinbarung der Beteiligten überlassen. Dies gilt 

insbesondere für die Bemessung des Entgelts, das sich meist rechtlich als Kaufpreis dar-

stellt. Aber auch die dingliche Seite des Dauerwohnrechts ist gesetzlich nur geregelt, so-

weit es unbedingt erforderlich ist. Daneben wirken die vom Gesetz gestatteten Vereinba-

rungen der Beteiligten mit ihrer Eintragung im Grundbuch für und gegen den Eigentümer 

und den Berechtigten. Sie ergeben im Zusammenhang mit den gesetzlichen Regelungen 

den Inhalt des Dauerwohnrechts.6 Dadurch wird eine Flexibilität erreicht, die das Dauer-

wohnrecht sehr attraktiv macht. Sie zeigt sich darin, dass das Dauerwohnrecht "schuld-

rechtsähnlich" (befristet) und "eigentumsähnlich" (unbefristet) ausgestaltet werden kann. 

Ist das Dauerwohnrecht zeitlich befristet, unterscheidet es sich deutlich von der klassi-

schen Wohneigentumsbildung, insbesondere was die Preisfindung und Preisgestaltung an-

belangt, und hat insoweit höhere Akzeptanzchancen. Die zeitliche Befristung kann z. B. in 

einer festen Laufzeit, aber auch auf Lebenszeit erfolgen. Zwar ist in diesen Fällen eine 

steuerliche Förderung ohne gesetzliche Veränderung bzw. Veränderung der Verwaltungs-

auffassung nicht möglich, andererseits ist die Bedeutung der Wohneigentumsförderung 

insbesondere für ältere Menschen, die ohnehin keine Kinderzulage erhalten, geringer. Hin-

zu kommt, dass die Bedeutung der Eigenheimzulage in der Zukunft deutlich abnehmen 

wird bzw. ganz entfallen kann. Bei dem befristeten Dauerwohnrecht steht die Ersparnis 

von Aufwendungen im Vordergrund. Demgegenüber dient das unbefristete Dauerwohn-

recht, für welches unter bestimmten Voraussetzungen die Eigenheimzulage gewährt wird, 

auch der Vermögensbildung und ist daher dem Erwerb einer Immobilie nicht unähnlich. 

Hier erstrebt der Berechtigte nicht nur ein zeitgebundenes Nutzungsrecht, sondern eine 

wertbeständige Kapitalanlage. Es wäre vor allem bei einer (stärkeren) Einbeziehung der 

Immobilie in die staatlich geförderte Altersvorsorge von Interesse. Ein Dauerwohnrecht gilt 

als eigentumsähnlich, wenn der Dauerwohnberechtigte wirtschaftlich einem Wohnungsei-

gentümer gleichgestellt ist. Dies ist der Fall, wenn das Dauerwohnrecht für unbegrenzte 

oder doch sehr lange Zeit bestellt ist. Das Entgelt dafür besteht in (meist sehr erheblichen) 

Beiträgen zur Finanzierung des Baus und des Grundstückserwerbs, zur Verzinsung und Til-

gung der Grundstücksbelastungen und zu den Bewirtschaftungskosten.7 

                                                

6  Bärmann/Pick, WEG, 16. Aufl. 2005, § 33 Rn. 6. 

7  Augustin, WEG, 1983, Rn. 16 vor § 31. 
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2. Vorteile gegenüber dem Dauernutzungsrecht 

Das Dauerwohnrecht nach WEG darf nicht mit dem schuldrechtlichen Dauernutzungsrecht 

des Mitglieds einer Wohnungsgenossenschaft verwechselt werden. Das Verhältnis zwi-

schen einer Genossenschaft und ihren Mitgliedern ist durch den Förderzweck gekennzeich-

net, der bei einer Wohnungsgenossenschaft darin besteht, die Mitglieder mit Wohnraum zu 

versorgen. Je nach Inhalt des Statuts erhalten die Mitglieder der Wohnungsgenossenschaft 

einen allgemeinen Rechtsanspruch oder eine allgemeine unbestimmte Anwartschaft auf die 

Zuweisung einer Wohnung.8 Wird dem Mitglied eine Genossenschaftswohnung überlassen, 

so steht ihm ein schuldrechtliches Dauernutzungsrecht an dieser Wohnung zu. Das Nut-

zungsverhältnis ist dabei dergestalt mit dem Mitgliedschaftsverhältnis verknüpft, dass or-

dentliche Kündigungen grundsätzlich für die Dauer der Mitgliedschaft kraft Satzung oder 

Verkehrssitte ausgeschlossen sind, und zwar unabhängig davon, ob das Nutzungsrecht 

durch Satzung oder schuldrechtlichen Vertrag eingeräumt wurde.9 Das Nutzungsverhältnis 

ist also so lange unkündbar, wie der Bewohner Genossenschaftsmitglied ist. Daher besit-

zen Genossen hinsichtlich der Kündigungsmöglichkeit eine stärkere Stellung, als sie ein 

gewöhnlicher Mieter kraft Gesetzes hat. 

Trotz dieser starken Position kann es insbesondere für ältere Menschen, die ihre Wohnung 

möglichst bis an ihr Lebensende behalten und nicht mehr umziehen wollen, attraktiv sein, 

ihre Stellung noch weiter auszubauen und das Wohnen noch sicherer zu machen. Denn 

selbst das genossenschaftliche Dauernutzungsrecht kann, wenn auch erschwert, beendet 

werden. Als Beispiel sei die Kündigung wegen Unterbelegung genannt.10 Eine weitere Stär-

kung der Rechtsposition der Genossen kann durch die Einräumung eines Dauerwohnrechts 

nach WEG erreicht werden. Es unterscheidet sich vom genossenschaftlichen Dauernut-

zungsrecht dadurch, dass es dingliche Wirkung entfaltet, wodurch für den Dauerwohnbe-

rechtigten eine eigentümerähnliche Rechtsstellung entsteht. Es ist grundsätzlich veräußer-

lich und vererblich, verpfändbar und pfändbar. Das Dauerwohnrecht kann anders als das 

Dauernutzungsrecht nicht gekündigt werden, so dass die Dauerwohnberechtigten in einem 

entscheidenden Punkt weiter gehend geschützt sind als die Mietergenossen. Darüber hin-

aus nehmen die Dauerwohnberechtigten am Wertzuwachs der Immobilie teil, wenn sie ihr 

Dauerwohnrecht später verkaufen oder vererben. Zudem hat der Erwerb eines Dauer-

wohnrechts je nach Ausgestaltung einen Finanzierungseffekt, der die Wohnkos-

tenbelastung im Alter reduzieren kann. 

                                                

8  Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 47. 

9  Zur möglichen Rechtsnatur des Nutzungsverhältnisses näher Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 49 ff. 

10  Dazu Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 52. 
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3. Preisbildung und Wohnkostenreduzierung im Alter 

Die Preisbildung für den Erwerb des Dauerwohnrechts hängt generell davon ab, ob es be-

fristet oder unbefristet eingeräumt wird. Bei einer unbefristeten Ausgestaltung ist der Ver-

kehrswert der Wohnung für den Preis des Dauerwohnrechts maßgebend. Bei befristeten 

Dauerwohnrechten sind demgegenüber je nach Vertragsdauer und in Abhängigkeit der 

Höhe des für die Folgezeit erwarteten Nutzungsentgelts entsprechende Abstufungen vor-

zunehmen, z. B. bei einer Dauer von 30 Jahren 74 % des Verkehrswertes, bei 25 Jahren 

65 % des Verkehrswertes usw. Insbesondere bei der Dauerwohnrechtsausgabe auf Zeit 

besteht die Gefahr, dass die Preisfindung bzw. Preisgestaltung durch das Wohnungsunter-

nehmen nicht angemessen ist. Da der Preis des Dauerwohnrechts bei Einmalzahlungen ei-

ner kapitalisierten zu erwartenden Kaltmiete entspricht, ist die Schätzung der Entwicklung 

dieser Mieten von ausschlaggebender Bedeutung. Dadurch birgt das Dauerwohnrecht 

Chancen und Risiken für beide Seiten gleichermaßen. 

Die Wohnungsgenossenschaften können ihren Mitgliedern darüber hinaus den Erwerb ei-

nes Dauerwohnrechts durch zusätzliche Stundungsvereinbarungen oder Finanzierungsan-

gebote erleichtern. 

Das Dauerwohnrecht kann zur Wohnkostensenkung im Alter eingesetzt werden, wenn 

nach dem einmaligen Erwerb des Dauerwohnrechts nur noch laufende Betriebskosten und 

je nach Vereinbarung das Wohngeld (Verwalterkosten und Instandsetzungspauschale) als 

Wohnkosten anfallen. Insofern können, sofern der Kaufpreis für das Dauerwohnrecht vor 

dem Eintritt in das Rentenalter vollständig aufgebracht wurde, die Ausgaben für das Woh-

nen im Alter erheblich reduziert werden. 

4. Gestaltungsanforderungen 

Das WEG unterscheidet zwischen befristeten und unbefristeten Dauerwohnrechten. Wel-

che Ausprägung gewählt werden sollte, hängt davon ab, für welche individuellen Zwecke 

sich die Wohnungsgenossenschaft das Dauerwohnrecht nutzbar machen möchte. Bevor 

nun näher auf die jeweiligen besonderen Gestaltungsanforderungen eingegangen wird, 

sollen zunächst allgemeine Regelungen dargestellt werden, die bei beiden Ausprägungen 

des Dauerwohnrechts zu treffen sind. 

a) Allgemeine Regelungen 

aa) Vertragliche Grundlage 

Zur Bestellung und Übertragung des Dauerwohnrechts ist gem. § 873 Abs. 1 BGB die 

formlose Einigung der Beteiligten und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grund-

buch erforderlich. Dieses dingliche Geschäft ist unabhängig von dem Verpflichtungsge-

schäft, durch welches sich der Grundstückseigentümer zur Bestellung, der Berechtigte zur 

Übertragung des Dauerwohnrechts verpflichtet. Der schuldrechtliche Vertrag kann eben-

falls formlos abgeschlossen werden. Er wird meist als Rechtskauf zu qualifizieren sein; es 
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kann sich aber auch um einen Tausch oder eine Schenkung handeln. Der schuldrechtliche 

Anspruch auf Bestellung eines Dauerwohnrechts kann durch eine Vormerkung gem. § 883 

Abs. 1 BGB gesichert werden. 

Die Parteien können in gewissem Umfang den Inhalt des Dauerwohnrechts durch Verein-

barung regeln, was das Dauerwohnrecht sehr flexibel macht. Solche Vereinbarungen er-

langen dingliche Wirkung für und gegen Dritte, wenn sie inhaltlich in die Eintragungsbewil-

ligung aufgenommen und unter Bezugnahme auf diese als Inhalt des Dauerwohnrechts im 

Grundbuch eingetragen werden (§ 32 Abs. 2 Satz 1 WEG). Werden die Vereinbarungen 

hingegen nicht eingetragen, entfalten sie lediglich schuldrechtliche Wirkung, d. h. sie bin-

den nur die Vertragsparteien, nicht hingegen ihre Sondernachfolger. Als Inhalt des Dauer-

wohnrechts (und dadurch mit dinglicher Wirkung) können Vereinbarungen aber nur über 

die Angelegenheiten getroffen werden, bei denen dies im WEG ausdrücklich zugelassen11 

ist.12 Zwar sind Vereinbarungen auch über andere Fragen möglich, sie entfalten aber nur 

schuldrechtliche Wirkung. Jedoch besteht hier im Rahmen des § 38 WEG eine Wirkung, die 

der dinglichen sehr nahe kommt: Bei der Veräußerung des Dauerwohnrechts tritt der Er-

werber in die Rechte und Pflichten des Dauerwohnberechtigten ein (§ 38 Abs. 1 WEG). 

Umgekehrt tritt bei der Veräußerung des Grundstücks der Erwerber in die Rechte und 

Pflichten des Grundstückseigentümers ein (§ 38 Abs. 2 Satz 1 WEG). Die übernommenen 

Verpflichtungen betreffen aber nur die während der Dauer der Berechtigung anfallenden, 

also laufenden Kosten, nicht hingegen die vorher entstandenen. Vereinbarungen über das 

Entgelt (einmalig und/oder wiederkehrend) für das Dauerwohnrecht gehören zu jenen 

Vereinbarungen, die nicht zum (dinglichen) Inhalt des Dauerwohnrechts gemacht werden 

können. Daher wirken sie nicht für und gegen die Rechtsnachfolger.13 Der Erwerber eines 

Dauerwohnrechts haftet also weder für die Zahlung des Kaufpreises noch für Rückstände 

aus wiederkehrenden Leistungen.14  

bb) Heimfallanspruch 

Hat die Wohnungsgenossenschaft einem Mitglied ein Dauerwohnrecht eingeräumt, stellt 

sich die Frage, ob sie verhindern kann, dass das Mitglied aus der Genossenschaft austritt 

und als Nichtmitglied weiterhin die Genossenschaftswohnung bewohnt. 

Nach § 36 Abs. 1 WEG kann bei entsprechender Eintragung als dinglicher Inhalt des Dau-

erwohnrechts vereinbart werden, dass der Berechtigte verpflichtet ist, das Dauerwohn-

recht beim Eintritt bestimmter Voraussetzungen auf den Grundstückseigentümer zu über-

tragen. Für die Festlegung der Voraussetzungen des Heimfallanspruchs besteht weitestge-

                                                

11  Diesbezüglich unterscheidet man zwischen notwendigen Vereinbarungen gem. § 32 Abs. 4 WEG, die getrof-
fen werden müssen, und fakultativen Vereinbarungen über den Inhalt des Dauerwohnrechts. 

12  Dies betrifft die in den §§ 33 Abs. 2 bis 4, 35, 36, 39, 40 Abs. 2, 41 Abs. 2 WEG genannten Vereinbarungen. 

13  Bärmann/Pick/Merle, WEG, 9. Aufl. 2003, § 33 Rn. 10. 

14  Engelhardt, in: Münchener Kommentar zum BGB, Bd. 6, 4. Aufl. 2004, § 38 WEG Rn. 2. 
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hend Vertragsfreiheit15; ein wichtiger Grund muss nicht vorliegen. Als Voraussetzungen 

kommen Umstände in Betracht, die in der Person des Berechtigten liegen, namentlich sol-

che, die ein schuldhaftes Verhalten bekunden (z. B. Verzug mit der Leistung des Entgelts 

für das Dauerwohnrecht, Verletzung einer etwaigen Instandhaltungs- und Instandset-

zungspflicht, Verletzung anderer inhaltlicher Pflichten, Entziehungsgründe des § 18 WEG), 

aber auch andere Umstände (z. B. Veräußerung des Dauerwohnrechts, Vermietung oder 

Verpachtung der Räume, Tod des Berechtigten).16 Die Wohnungsgenossenschaft kann sich 

daher, sofern sie erreichen möchte, dass die Genossenschaftswohnungen ausschließlich 

von Mitgliedern bewohnt werden, einen Heimfallanspruch für den Fall vorbehalten, dass 

der Dauerwohnberechtigte aus der Genossenschaft austritt.17 

Allerdings sieht § 36 Abs. 2 WEG hinsichtlich der Geltendmachung des Heimfallanspruchs 

eine Beschränkung durch den Kündigungsschutz des sozialen Mietrechts vor.18 Danach 

kann der Heimfall-anspruch nur geltend gemacht werden, wenn ein Mietvertrag über den 

von ihm erfassten Wohnraum gekündigt werden könnte. Da der durch eine Wohnungsge-

nossenschaft zur Verfügung gestellte Wohnraum auch bei körperschaftsrechtlicher Ausges-

taltung des Nutzungsverhältnisses den grundlegenden Wertungen des sozialen Mietrechts 

unterliegt,19 sind die Grenzen des Mieterschutzes auch von den Wohnungsgenossenschaf-

ten bei der Geltendmachung eines Heimfallanspruchs zu beachten. Die Genossenschaft 

kann ihren Heimfallanspruch also nur dann geltend machen, wenn sie dem Genossen un-

ter gleichen Voraussetzungen auch hätte kündigen können. Nach verbreiteter Ansicht kann 

ein mit dem Mitglied geschlossener Mietvertrag von der Wohnungsgenossenschaft nicht 

allein deswegen gekündigt werden, weil das Mitglied aus der Genossenschaft austritt. Das 

förderwirtschaftliche Interesse, ausschließlich Mitglieder mit Wohnraum zu versorgen, gilt 

nach Bedeutung und Schwere als nicht den in § 573 Abs. 2 BGB genannten Beispielen ver-

gleichbar und soll daher als solches nicht zur Kündigung nach § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB be-

rechtigen.20 Diese Ansicht überzeugt, falls die Genossenschaft nicht auch an Dritte vermie-

tet, wenig. Vielmehr verhält sich der kündigende Genosse vertrauensenttäuschend und 

damit treuwidrig. Denn die Mitgliedschaft ist ersichtlich zumindest Geschäftsgrundlage des 

                                                

15  Sie findet ihre Grenzen lediglich in den §§ 134, 138 BGB. Unwirksam sind daher z. B. Vereinbarungen, wo-
nach der Heimfallanspruch jederzeit geltend gemacht werden kann. 

16  Mansel, in: Weitnauer, WEG, 9. Aufl. 2005, § 36 Rn. 3. 

17  Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 46. Ferner kann ein Heimfallanspruch auch für den Fall vereinbart 
werden, dass das Dauerwohnrecht an einen Erwerber übertragen wird, der nicht Mitglied der Genossen-
schaft ist und dies auch nicht werden will. Allerdings lässt sich die Übertragung an ein Nichtmitglied einfa-
cher über eine Verfügungsbeschränkung gem. §§ 35, 12 WEG realisieren. Dazu sogleich. 

18  Diese Beschränkung, die verhindern soll, dass der Berechtigte schlechter gestellt wird als ein Mieter und so 
durch die Bestellung eines Dauerwohnrechts der Kündigungsschutz umgangen wird, betrifft nicht die Ver-
tragsfreiheit der Beteiligten bei der Vereinbarung von Heimfallgründen, sondern lediglich die Befugnis des 
Eigentümers, den Heimfallanspruch im gegebenen Fall auf vereinbarte Gründe zu stützen, die nach dem so-
zialen Mietrecht eine Kündigung seines Mietverhältnisses nicht rechtfertigen würden. Abweichende Vereinba-
rungen sind lediglich zugunsten des Dauerwohnberechtigten zulässig. 

19  Dazu näher Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 49 ff. 

20  KG, NJW 1981, 1048; LG Hamburg, ZfgG 1991, 245; jeweils zum früheren § 564 b BGB. 
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Mietvertrags.21 Jedenfalls steht der Genossenschaft aber ein Kündigungsrecht zu, wenn sie 

die bisher vom ehemaligen Mitglied genutzte Wohnung für ein anderes Mitglied benötigt.22 

Daher kann die Wohnungsgenossenschaft ihren für den Fall des Austritts des Dauerwohn-

berechtigten vereinbarten Heimfallanspruch zumindest dann geltend machen, wenn sie die 

Wohnung für ein anderes Mitglied benötigt. 

Als dinglicher Inhalt des Dauerwohnrechts kann gem. § 36 Abs. 4 WEG weiterhin verein-

bart werden, dass der Eigentümer dem Berechtigten eine Entschädigung zu gewähren hat, 

wenn er von dem Heimfallanspruch Gebrauch macht. Bei einem langfristigen23 Dauer-

wohnrecht ist der Eigentümer in diesem Fall sogar kraft Gesetzes unabdingbar zur Gewäh-

rung einer angemessenen Entschädigung verpflichtet (§ 41 Abs. 3 WEG). In jedem Fall 

muss sich aber die Vereinbarung über den Heimfallanspruch darüber verhalten, ob beim 

Heimfall eine Entschädigung zu leisten ist oder nicht.24 Die Vereinbarung einer Entschädi-

gung dient dem wirtschaftlichen Ausgleich zugunsten des Dauerwohnberechtigten. Höhe 

und Art der Entschädigung können ebenfalls in Ausübung der Vertragsfreiheit dinglich ver-

einbart werden. Eine Angemessenheit ist nur für die Fälle des § 41 Abs. 4 WEG vorge-

schrieben. Das Gesetz enthält hierüber keine Vorschriften. Zu berücksichtigen sind jedoch 

nach allgemeiner Auffassung die vom Dauerwohnberechtigten geleisteten Zuschüsse oder 

Vorauszahlungen, die durch die Zeit der Ausübung des Dauerwohnrechts zum Zeitpunkt 

des Heimfalls wirtschaftlich noch nicht als abgegolten angesehen werden können, insbe-

sondere bei einmaligen Baukostenzuschüssen, bei welchen auf die Dauer des Dauerwohn-

rechts oder die zeitliche Befristung des Heimfalls abgestellt wurde.25 Ferner sind auch Ver-

besserungen der Wohnung, die Dauer der Benutzung und der Zustand der Räume bei der 

Berechnung mit einzubeziehen. Maßgebend für die Höhe der Entschädigung ist der Zeit-

punkt des Heimfalls.26 Bei einem befristeten Dauerwohnrecht mit wiederkehrendem Ent-

gelt, das dem Mietwert der Wohnung entspricht, müssen für eine solche Entschädigung 

andere Maßstäbe angelegt werden als bei kaufpreisähnlicher Zahlung und unbefristetem 

Dauerwohnrecht, so dass die Entschädigung auch sehr gering ausfallen kann.27 

                                                

21  Beuthien, GenG, 14. Aufl. 2004, § 1 Rn. 53. 

22  BGH, NJW-RR 2004, 12. 

23  Dabei handelt es sich gem. § 41 Abs. 1 WEG um ein unbefristetes oder ein befristetes Dauerwohnrecht, das 
mindes-tens für einen Zeitraum von mehr als zehn Jahren eingeräumt wurde. 

24  Anders als der Ausschluss des Heimfallanspruchs bedarf also der Ausschluss der Entschädigungspflicht (e-
benso wie die Voraussetzungen des Heimfallanspruchs) ausdrücklicher Erwähnung in der Eintragungsbewilli-
gung. Fehlt diese, so soll der Antrag auf Eintragung des Dauerwohnrechts vom Grundbuchamt gem. § 32 
Abs. 3 WEG abgelehnt werden. 

25  GdW, Das Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz (Fn. 1), S. 22. 

26  Augustin, WEG, 1983, § 41 Rn. 8. 

27  GdW, Das Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz (Fn. 1), S. 25. 
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cc) Veräußerungsbeschränkung 

Da das Dauerwohnrecht veräußerlich bzw. vererblich ist und in der Regel unabhängig von 

der Mitgliedschaft des Dauerwohnberechtigten in der Wohnungsgenossenschaft besteht, 

ist es grundsätzlich möglich, dass Dauerwohnrechte auf Nichtmitglieder übertragen wer-

den, so dass die betreffenden Genossenschaftswohnungen nicht ausschließlich von Mit-

gliedern bewohnt werden. Wenn dies eine aus Sicht der Wohnungsgenossenschaft unge-

wollte Folge ist, lässt sich ihr mit Hilfe einer Veräußerungsbeschränkung begegnen. 

Nach § 35 WEG kann als dinglicher Inhalt des Dauerwohnrechts vereinbart werden, dass 

der Berechtigte zur Veräußerung des Dauerwohnrechts der Zustimmung des Eigentümers 

oder eines Dritten bedarf. Wurde eine solche Vereinbarung getroffen, so ist eine Veräuße-

rung des Wohnungseigentums sowohl dinglich als auch schuldrechtlich unwirksam, solan-

ge nicht die erforderliche Zustimmung erteilt ist. Die Zustimmung darf gem. §§ 35, 12 Abs. 

2 Satz 1 WEG nur aus einem wichtigen Grund versagt werden. Liegt dieser nicht vor, so 

besteht ein Anspruch auf Zustimmung. Der wichtige Grund muss in der Person des vorge-

sehenen Erwerbers begründet sein, z. B. seiner Ungeeignetheit, sich in die Gemeinschaft 

einzuordnen, oder einer Gefahr der Veränderung des Bestimmungszwecks.28 Durch die in 

der Person des Erwerbers begründeten Umstände müssen schutzwürdige Gemeinschaftsin-

teressen beeinträchtigt sein. Darunter fällt auch das Interesse der Wohnungsgenossen-

schaft, ihre Wohnungen nur an Mitglieder zu vergeben,29 so dass diese ihre Zustimmung 

zur Veräußerung des Dauerwohnrechts an ein Nichtmitglied aus wichtigem Grund30 ver-

weigern und damit das Dauerwohnrecht nicht wirksam veräußert werden kann. 

dd) Fortbestehen des Dauerwohnrechts in der Zwangsversteigerung 

Das Dauerwohnrecht steht als Belastung des Grundstücks im Rangverhältnis (§ 879 BGB) 

zu anderen eingetragenen Rechten. In der Regel wird es nach allen Finanzierungslasten 

eingetragen. Wenn der Inhaber eines ihm im Rang vorgehenden oder gleichstehenden 

Rechts die Zwangsversteigerung des Grundstücks betreibt, erlischt das Dauerwohnrecht 

durch den Zuschlag (§§ 10, 44, 52, 91 ZVG). Dadurch wird der Inhaber eines Dauerwohn-

rechts schlechter gestellt als ein Mieter, da hier der Ersteher anstelle des Vermieters gem. 

§§ 57 ff. ZVG, 566 Abs. 1 BGB in das Mietverhältnis eintritt und der Mieter gegen eine 

Kündigung in weitem Umfang gesichert ist. Diesem Nachteil des Dauerwohnrechts ver-

                                                

28  Bärmann/Pick, WEG, 16. Aufl. 2005, § 12 Rn. 10. 

29  Augustin, WEG, 1983, § 36 Rn. 1; Bärmann/Pick/Merle, WEG, 9. Aufl. 2003, § 35 Rn. 1 a. 

30  Der Begriff des wichtigen Grundes ist hier somit weiter zu verstehen als das berechtigte Interesse im Sinne 
von § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB, das erforderlich ist, um eine Kündigung zu rechtfertigen, damit die Woh-
nungsgenossenschaft ihren etwaigen Heimfallanspruch geltend machen kann. Denn der wichtige Grund er-
gibt sich im Hinblick auf den Zweck des § 12 Abs. 2 Satz 1 WEG, der verhindern soll, dass Personen in die 
Gemeinschaft eindringen, die sich aufgrund in ihrer Person begründeter Umstände nicht darin einfügen. In-
sofern stellt die fehlende Mitgliedschaft einen wichtigen Grund im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 2 WEG dar, 
nicht aber einen Umstand, der ein berechtigtes Interesse der Genossenschaft an der Beendigung des Miet-
vertrags begründet. 
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sucht § 39 WEG abzuhelfen. Danach kann zum dinglichen Inhalt des Dauerwohnrechts 

gemacht werden, dass dieses im Falle der Zwangsversteigerung des Grundstücks auch 

dann bestehen bleiben soll, wenn Gläubiger von Grundpfandrechten oder Reallasten, die 

im Rang vorgehen oder dem Dauerwohnrecht gleichstehen, die Zwangsvollstreckung 

betreiben. Für die Wirksamkeit einer solchen Vereinbarung ist die Zustimmung der vorran-

gigen Gläubiger erforderlich. Bei der Zustimmung kommt es letztlich auf die Kreditwürdig-

keit des Wohnungsunternehmens an. Für den Fall des Erlöschens des Dauerwohnrechts in 

der Zwangsversteigerung kann aber auch ein aufschiebend bedingter Mietvertrag verein-

bart werden, in den der Erwerber nach §§ 57 ff. ZVG, 566 Abs. 1 BGB eintritt.31 

b) Variante I: Befristetes Dauerwohnrecht 

aa) Beschreibung 

Das Dauerwohnrecht kann zu dem Zweck bestellt werden, seinem Inhaber ein dinglich ge-

sichertes Recht zur Nutzung eines Grundstücks und Gebäudes oder Grundstücks- oder Ge-

bäudeteils auf Zeit zu verschaffen. Das Dauerwohnrecht ist dann von vornherein auf Le-

benszeit oder auf bis zu 40 Jahre befristet. In dieser mietrechtsähnlichen Ausprägung ist 

das Dauerwohnrecht der Miete und Pacht verwandt (ohne dass die einschränkenden Vor-

schriften des Miet- und Pachtrechts zu beachten sind), wobei jedoch das Recht zum 

Gebrauch nicht schuldrechtlicher, sondern dinglicher Art ist und ein unmittelbares Recht an 

dem belasteten Grundstück begründet wird. Bei dem befristeten Dauerwohnrecht, für das 

die zeitliche Begrenzung meist nicht mit der Nutzungsdauer des Gebäudes übereinstimmt, 

ist kein wirtschaftliches Eigentum des Dauerwohnberechtigten anzunehmen. Da dem Dau-

erwohnberechtigten ein unabdingbares Recht zur Veräußerung und Vererbung während 

der Laufzeit des Dauerwohnrechts zusteht, erhält er eine starke Rechtsposition, die seine 

Investition rechtfertigt. 

bb) Ausgestaltung des Entgelts 

Hinsichtlich der Ausgestaltung des Entgelts für das befristete Dauerwohnrecht kommen 

verschiedene Möglichkeiten in Betracht. Denkbar ist ein Einmalentgelt für den Erwerb des 

Dauerwohnrechts, das die Mietzahlung für die vertraglich festgelegte Zeit ersetzt. Über-

nimmt der Dauerwohnberechtigte ein solches einmaliges Entgelt, dessen Höhe auf die 

Laufzeit des Rechts abgestimmt ist, wird ihm im Gegenzug "Mietfreiheit" für den festgeleg-

ten Zeitraum gewährt. Zu zahlen hat er allerdings die laufenden Kosten der Bewirtschaf-

tung, vor allem also Verwaltungs- und Betriebskosten. Auch ein wiederkehrendes Entgelt 

oder eine Kombination aus Einmalentgelt und wiederkehrendem Entgelt kann vereinbart 

werden. Der Dauerwohnberechtigte kann sich auch an den Baukosten – so vor allem bei 

neu zu errichtenden oder zu modernisierenden Bauten – mit einmaligen Zuschüssen bzw. 

Finanzierungsbeiträgen beteiligen. Die Zuschüsse sind dann entsprechend bei der Kalkula-

                                                

31  GdW, Das Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz (Fn. 1), S. 22. 



Expertise Dauerwohnrecht 

 

Dauerwohnrecht                                                                         BBR-Online-Publikation, Oktober 2005 
 

13 

 

tion des Entgelts für die Bestellung des Dauerwohnrechts zu berücksichtigen. Ferner kann 

sich der Dauerwohnberechtigte zur Übernahme der Instandhaltungskosten verpflichten. 

Bei befristeten Dauerwohnrechten besteht die Möglichkeit, dass sich die bei der Berech-

nung zugrunde gelegte Höhe des Nutzungsentgelts anders entwickelt als erwartet. Steigt 

das Nutzungsentgelt stärker an, profitiert der Dauerwohnberechtigte, im umgekehrten Fall 

die Wohnungsgenossenschaft. Bei Dauerwohnrechten auf Lebenszeit kann der Preis für 

das Dauerwohnrecht im Nachhinein zu hoch ausfallen, wenn der Berechtigte früher ver-

stirbt als der Kalkulation zugrunde gelegt. Umgekehrt profitiert er, wenn sich seine Le-

benserwartung verlängert. 

cc) Rückgabevereinbarung und Verlängerungsoption 

Mit Rücksicht auf die Zielgruppe der älteren Generation sind weiterhin Rückgabevereinba-

rungen zu erwägen. Wird beispielsweise ein auf 20 Jahre befristetes Dauerwohnrecht ver-

kauft und kann der Berechtigte nach Ablauf von fünf Jahren dieses Recht nicht mehr 

wahrnehmen (z. B. wegen eines altersbedingten Heimaufenthalts), so sollten Modalitäten 

für eine Rückgabe des Dauerwohnrechts gegen teilweise Erstattung des Entgelts ausge-

handelt werden, um den Berechtigten in diesen Fällen nicht mit der Veräußerung des Dau-

erwohnrechts zu belasten (Käufersuche, Vertragsverhandlungen etc.). 

Das befristete Dauerwohnrecht wird grundsätzlich mit Ablauf der vereinbarten Dauer be-

endet. Es erlischt dann automatisch mit Ablauf des Endtermins. Es kann aber auch verein-

bart werden, dass die Wohnungsgenossenschaft das Dauerwohnrecht vorzeitig, also wäh-

rend der Laufzeit des Rechts zurücknimmt, z. B. wenn ältere Dauerwohnberechtigte pfle-

gebedürftig werden und den betreffenden Wohnraum nicht mehr nutzen können. Dabei 

handelt es sich um einen schuldrechtlichen Anspruch, der nicht zum dinglichen Inhalt des 

Dauerwohnrechts gemacht werden kann. Die Voraussetzungen für den Rücknahmean-

spruch sollten an die altersbedingte Unmöglichkeit der Nutzung des Wohnraums anknüp-

fen. Hinsichtlich der teilweisen Erstattung des Entgelts lassen sich die Ausführungen zur 

Angemessenheit der Entschädigung beim Heimfallanspruch32 übertragen. 

Umgekehrt ist es aber auch möglich, das befristete Dauerwohnrecht durch Vereinbarung 

zwischen der Wohnungsgenossenschaft und dem Dauerwohnberechtigten zu verlängern, 

wenn der Berechtigte doch länger in der Wohnung bleiben möchte als anfangs gedacht.33 

Eine Verlängerung kommt jedoch nur in Betracht, solange das Dauerwohnrecht noch nicht 

abgelaufen bzw. erloschen ist. Danach ist nur eine Neubegründung denkbar. 

                                                

32  Dazu oben, S. 10. 

33  Wird ein befristetes Dauerwohnrecht vor seinem Erlöschen durch Vereinbarung des Berechtigten mit dem 
Grundstückseigentümer verlängert, so liegt hierin eine Änderung seines Inhalts, der nach §§ 876, 877 BGB 
die im gleichen oder in einem nachfolgenden Rang stehenden dinglich Berechtigten zustimmen müssen. 
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dd) Praktikabilität 

Das befristete Dauerwohnrecht bietet große Flexibilität und stellt insbesondere für ältere 

Menschen eine echte Alternative zur Wohneigentumsbildung dar. Sie können die Annehm-

lichkeiten des mietfreien Wohnens genießen, ohne mit den Verpflichtungen, die sich aus 

dem Wohneigentum ergeben, belastet zu sein. Ferner sind Dauerwohnrechte leichter be-

gründbar, flexibler finanzierbar, in der Regel kostengünstiger und es besteht die Möglich-

keit der Vereinbarung von Rückgaberechten. Die Wohnungsgenossenschaft kann zusam-

men mit dem Interessenten einen bestehenden Mustervertrag34 zur Begründung des Dau-

erwohnrechts so anpassen, dass die für alle Beteiligten optimale Lösung gefunden wird. 

Die Begründung des Dauerwohnrechts ist dabei nicht mit großem Aufwand für die Woh-

nungsgenossenschaft verbunden. Die Verwaltung des betreffenden Wohnraums erfolgt 

weiterhin durch die Wohnungsgenossenschaft, so dass sich auch diesbezüglich kein Mehr-

aufwand für die Wohnungsgenossenschaft ergibt. Auf der anderen Seite wird dem Dauer-

wohnberechtigten viel Arbeit erspart, die er ohnehin nicht so effektiv erledigen könnte wie 

die Genossenschaft. Insofern ist das befristete Dauerwohnrecht aufgrund seiner Flexibilität 

und der einfachen Begründbarkeit als sehr praktikabel einzuschätzen. 

c) Variante II: Unbefristetes Dauerwohnrecht 

aa) Beschreibung 

Beim unbefristeten Dauerwohnrecht geht es nicht nur darum, ein mietähnliches Nutzungs-

recht zu begründen, sondern dem Berechtigten die zeitlich unbeschränkte oder zumindest 

auf lange Zeit35 vorgesehene Nutzung der Wohnung zu überlassen. Der Berechtigte er-

strebt also nicht nur ein zeitgebundenes Nutzungsrecht, sondern (auch) eine wertbestän-

dige Kapitalanlage. Damit dient das unbefristete Dauerwohnrecht auch der Vermögensbil-

dung und ist deshalb dem Erwerb einer Immobilie nicht unähnlich. Das unbefristete Dau-

erwohnrecht wird von der Finanzverwaltung als wirtschaftliches Eigentum anerkannt, wenn 

dem Dauerwohnberechtigten vertraglich die Möglichkeit der Umwandlung des Dauerwohn-

rechts in Wohneigentum eingeräumt wird,36 so dass es steuer- bzw. eigenheimzulagebe-

günstigt ist. Auch beim unbefristeten Dauerwohnrecht bleibt die Wohnungsgenossenschaft 

Grundstückseigentümerin und Verwalterin der Wohnanlage, womit im Interesse der Dau-

erwohnberechtigten eine ordentliche Verwaltung auf Dauer gewährleistet ist. 

                                                

34  Musterverträge finden sich u. a. bei GdW, Das Dauerwohnrecht nach Wohnungseigentumsgesetz (Fn. 1), S. 
69 ff. und 79 ff. 

35  In der Regel für 99 Jahre, mindestens für 75 Jahre, ganz ausnahmsweise für 50 Jahre. 

36  Darüber hinaus wird von einigen Finanzverwaltungen eine im Grundbuch eingetragene Vormerkung zur Si-
cherung des Anspruchs auf Umwandlung des Dauerwohnrechts in Wohneigentum verlangt. 
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bb) Ausgestaltung des Entgelts 

Das Entgelt für ein unbefristetes Dauerwohnrecht kann flexibel ausgestaltet werden. Wenn 

die Eigenheimzulage in Anspruch genommen werden soll, ist bei der Ausgestaltung den 

Voraussetzungen, unter denen die Finanzverwaltung das unbefristete Dauerwohnrecht als 

wirtschaftliches Eigentum anerkennt, Rechnung zu tragen. Ansonsten gibt es hinsichtlich 

der Vertragsgestaltung vielfältige Möglichkeiten, die auf die speziellen Bedürfnisse des 

Dauerwohnberechtigten zugeschnitten werden können. In der Regel hat der Dauerwohn-

berechtigte die Finanzierung des Baus einschließlich der Kosten des Grundstückserwerbs 

und der Errichtung des Gebäudes bzw. der Instandhaltung und Modernisierung eines be-

reits errichteten Gebäudes sowie die Verzinsung und Tilgung des Fremdkapitals und die 

laufenden Bewirtschaftungskosten anteilig zu übernehmen.37 Hier kommt ebenso wie beim 

befristeten Dauerwohnrecht ein Einmalentgelt, ein wiederkehrendes Entgelt oder eine 

Kombination aus beidem in Betracht. 

Da der Verkehrswert der Wohnung für das Entgelt des Dauerwohnrechts maßgebend ist, 

besteht hier anders als beim befristeten Dauerwohnrecht, wo das Entgelt einer kapitalisier-

ten zu erwartenden Kaltmiete entspricht, nicht die Möglichkeit, dass sich die Berechnungs-

grundlage anders entwickelt als erwartet. Demgegenüber sind aber die Chancen und Risi-

ken eines Immobilienerwerbs gegeben, namentlich Wertsteigerungen oder -verluste der 

betreffenden Wohnung als solcher.38 

cc) Rückgabevereinbarung und Verlängerungsoption 

Verlängerungsoptionen sind bei unbefristeten Dauerwohnrechten nicht denkbar, da sie 

grundsätzlich nicht zu einem bestimmten Termin enden und daher auch nicht darüber hin-

aus verlängert werden können. Auch Rückgabevereinbarungen sind nur bei befristeten 

Dauerwohnrechten sinnvoll, da dort von vornherein von einer absehbaren Beendigung des 

Dauerwohnrechts ausgegangen wird und sich die Frage, ob das Dauerwohnrecht vor Zeit-

ablauf wieder zurückgegeben werden kann, nicht stellt, wenn das Dauerwohnrecht ohne 

Befristung ausgegeben wird. Der Berechtigte kann das Dauerwohnrecht daher lediglich 

veräußern oder vererben. 

dd) Praktikabilität 

Hinsichtlich der Praktikabilität des unbefristeten Dauerwohnrechts ergeben sich keine we-

sentlichen Unterschiede, so dass auf die Erwägungen zum befristeten Dauerwohnrecht 

verwiesen werden kann. Über die Vorteile des befristeten Dauerwohnrechts hinaus hat das 

unbefristete Dauerwohnrecht den Vorzug, dass das Leerstandsrisiko für die Wohnungsge-

nossenschaft nahezu ausgeschlossen wird, so dass sich diese auf absehbare Zeit nicht 

                                                

37  Augustin, WEG, 1983, Rn. 16 vor § 31. 

38  Natürlich haben derartige Wertschwankungen auch mittelbaren Einfluss auf das befristete Dauerwohnrecht, 
da mit dem Wert der Wohnung auch die zu erwartende Kaltmiete verknüpft ist und umgekehrt. 
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mehr um die Belegung der entsprechenden Wohnung kümmern muss, was eine Reduzie-

rung des Aufwands bei der Verwaltung der Wohneinheit bedeutet. 

5. Möglichkeiten der Integration in die Riester-Rente 

Wenn das Dauerwohnrecht derart ausgestaltet wird, dass zunächst im Rahmen einer An-

sparphase sukzessive Einzahlungen39 geleistet werden, bis der gesamte Kaufpreis aufge-

bracht ist, und das Dauerwohnrecht nach Zahlung der letzten Rate bei Eintritt in das Ren-

tenalter von dem Genossen erworben wird, stellt sich die Frage, ob ein solcher auf den 

Erwerb eines Dauerwohnrechts ausgerichteter Altersvorsorgevertrag nach dem Altersvor-

sorgeverträge-Zertifizierungsgesetz (AltZertG) zertifizierungsfähig, das Dauerwohnrecht 

also auf diese Weise einer Integration in die Riester-Rente zugänglich ist. 

Grundsätzlich sind alle Produkte zertifizierungsfähig, die die in § 1 Abs. 1 AltZertG aufge-

stellten Kriterien erfüllen. So müssen Altersvorsorgeverträge im Wesentlichen für den Ver-

tragspartner eine lebenslange Altersversorgung vorsehen, die nicht vor Vollendung des 60. 

Lebensjahres ausgezahlt werden darf. Ferner muss der Anbieter zusagen, dass zu Beginn 

der Auszahlungsphase zumindest die eingezahlten Altersvorsorgebeiträge zur Verfügung 

stehen. Die Leistungen müssen während der Auszahlungsphase gleich bleiben oder stei-

gen. Die Anerkennung eines Altersvorsorgevertrags ist dabei nicht auf bestimmte Anlage-

formen festgelegt. Gem. § 1 Abs. 1 Satz 2 AltZertG sind auch solche Altersvorsorgeverträ-

ge zertifizierungsfähig, die die Förderung selbst genutzten Wohneigentums ermöglichen. 

Voraussetzung für eine Zertifizierung nach dem AltZertG ist in diesem Fall, dass diese Ver-

träge die Anforderungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 AltZertG gleichartig erfüllen. 

Dazu muss der Altersvorsorgevertrag gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG die monatliche 

Leistung an den Berechtigten in Form einer lebenslangen Leibrente oder Ratenzahlungen 

im Rahmen eines Auszahlungsplans mit einer anschließenden Teilkapitalverrentung nach 

dem 85. Lebensjahr vorsehen. Eine einmalige Auszahlung des gesamten angesparten Be-

trags ist nicht zulässig, so dass der Erwerb eines Dauerwohnrechts schon von daher keine 

im Rahmen des AltZertG zulässige Verwendung darstellen dürfte. Der Grund liegt darin, 

dass bei einer Einmalleistung keine hinreichende Sicherheit der Alterseinkünfte erreicht 

wird. Wenn die Einmalleistung verbraucht ist, besteht erneut die Gefahr, dass der Betrof-

fene im Ruhestand ohne gesicherte Einkünfte dasteht. Dem soll die monatliche Auszahlung 

gerade entgegenwirken. Auch lässt sich zwar das Dauerwohnrecht als eine monatliche 

wohnkostenreduzierende Naturalleistung darstellen; es ist aber ein fungibles Recht und 

kann "auf einen Schlag" zu Geld gemacht werden. 

Insofern müsste ein Modell entwickelt werden, das eine monatliche Zahlung an den Ge-

nossen vorsieht. Denkbar wäre, dass die Genossenschaft dem Genossen den angesparten 

                                                

39  Die Einzahlungen müssten entweder in eine Spareinrichtung der Genossenschaft erfolgen oder es müssten 
analog zum Altersvorsorgemodell des Erwerbs zusätzlicher Geschäftsanteile sukzessive weitere Geschäftsan-
teile übernommen werden. 
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Betrag in monatlichen Raten zurückzahlt, welche dieser dann für die Bezahlung des Kauf-

preises für das Dauerwohnrecht aufwenden könnte, sofern ihm diesbezüglich eine Raten-

zahlung zugebilligt wurde. Allerdings ist bei dieser Konstellation kein Unterschied mehr zu 

den von anderen Anbietern angebotenen Altersvorsorgeverträgen zu erkennen, so dass 

der Genosse auch bei jedem anderen Anbieter einen solchen Vertrag abschließen und mit 

den von diesem gezahlten Altersbezügen das Dauerwohnrecht finanzieren könnte. Inso-

fern erscheint fraglich, ob es sich für die Wohnungsgenossenschaften lohnt, auf diese Wei-

se in Konkurrenz zu anderen Anbietern von Altersvorsorgeverträgen zu treten. 

Als weitere Voraussetzung sieht § 1 Abs. 1 Satz 2 AltZertG vor, dass es sich bei dem ge-

förderten um selbst genutztes Wohneigentum handelt. Daher müsste in den Verträgen 

zum Erwerb des Dauerwohnrechts zwingend vorgesehen werden, dass sich das Dauer-

wohnrecht auf die selbst genutzte Wohnung bezieht. 

Insgesamt betrachtet ist die Zertifizierungsfähigkeit eines Altersvorsorgevertrags, der den 

direkten Erwerb eines Dauerwohnrechts nach Eintritt in die Auszahlungsphase vorsieht, 

eher zweifelhaft. Andere Altersvorsorgeverträge wären zwar zertifizierungsfähig, würden 

aber keine spezielle Altersvorsorge im Zusammenhang mit dem Dauerwohnrecht darstel-

len. 

6. Sonstige staatliche Förderung des Dauerwohnrechts 

Unabhängig von einer Möglichkeit der Integration in die Riester-Rente ist zu überlegen, 

inwieweit das Dauerwohnrecht darüber hinaus staatlich förderungswürdig erscheint. In ei-

nem Gutachten des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau und Raumord-

nung40 wird die Eignung der Immobilie zur Altersvorsorge aufgezeigt. Die Gutachtenkom-

mission fordert in ihrer Untersuchung u. a. die vollständige Einbeziehung der selbst ge-

nutzten Immobilie in das Altersvermögensgesetz. Aber auch das eigentumsähnlich ausges-

taltete Dauerwohnrecht erscheint diesbezüglich förderungswürdig. Die Förderung der pri-

vaten Altersvorsorge soll einen Anreiz zum Aufbau eines im Alter verwendbaren Vermö-

gens setzen. Das günstige Wohnen im Alter aufgrund eines einsetzbaren Vermögensbe-

standes stellt vor diesem Hintergrund einen Beitrag zur Altersvorsorge dar. Hingegen kön-

nen schuldrechtsähnliche Nutzungsverhältnisse nicht in den Förderkatalog des Altersver-

mögensgesetzes aufgenommen werden, da allein das Immobilienvermögen Grundlage der 

privaten Altersvorsorge sein und als inflationsgeschützter Vermögenswert das im Alter ver-

fügbare Einkommen erhöhen kann. 

7. Fazit 

Das Dauerwohnrecht ist ein sehr flexibles und verkehrsfähiges Instrument, um die Rechts-

position der Genossen weiter zu stärken. Aufgrund seiner dinglichen Wirkung entsteht für 

                                                

40  Altersvorsorge und Immobilien, April 2002, S. 13 ff. 
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den Dauerwohnberechtigten eine eigentümerähnliche Stellung, so dass beispielsweise eine 

Kündigung nicht möglich ist. Dennoch wird die Mobilität der Berechtigten nicht einge-

schränkt, da das Dauerwohnrecht veräußerlich ist. Hinsichtlich der konkreten Ausgestal-

tung bietet das WEG, wie in der vorliegenden Untersuchung zum Ausdruck kommt, viele 

Möglichkeiten, um das Dauerwohnrecht exakt an die Bedürfnisse der Genossen anzupas-

sen. Auf der anderen Seite gibt es für die Genossenschaft ausreichende Instrumentarien 

(z. B. in Form des Heimfallanspruchs oder der Veräußerungsbeschränkung), um eine un-

erwünschte Bewohnerstruktur zu vermeiden. Zudem wird die Liquidität der Genossen-

schaft, welche Eigentümerin ihrer Immobilienbestände bleibt, erhöht und das Leerstandsri-

siko ausgeschaltet. Die Attraktivität des Dauerwohnrechts steigert sich weiter durch seine 

Eignung, als Altersvorsorge zu dienen. Während der Erwerbsphase lässt sich das Entgelt 

für das Dauerwohnrecht ansparen, so dass bei Eintritt in das Rentenalter ein kostenfreies 

Wohnen möglich ist. Insofern können die Genossenschaften durch die Begründung von 

Dauerwohnrechten sinnvoll zur Altersvorsorge ihrer Mitglieder beitragen. Da das Dauer-

wohnrecht staatlich förderungswürdig erscheint, wäre eine Anpassung des Altersvermö-

gensgesetzes wünschenswert und würde dem Dauerwohnrecht zu einem noch größeren 

Erfolg sowie den Genossen zu einer weiteren attraktiven Möglichkeit der privaten Altervor-

sorge verhelfen. 

Rein rechtlich betrachtet ist es möglich, für jede Genossenschaftswohnung ein Dauer-

wohnrecht zu begründen. Allerdings ist dies nicht bei jeder Wohnung gewünscht oder 

sinnvoll. Vielmehr muss im Rahmen der Geschäftspolitik einer Genossenschaft entschieden 

werden, für welche konkreten Wohnungen ein Dauerwohnrecht eingeräumt werden soll. 

Dabei ist sowohl den Besonderheiten der Bestände als auch gegebenenfalls der Nachfrage 

der Genossen Rechnung zu tragen. Die hier erarbeiteten Vorschläge sind daher vorbehalt-

lich anderweitiger Entscheidungskriterien zu verstehen. 
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II. Wohnungsrecht nach § 1093 BGB 

Das Recht, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausschluss des Eigentümers 

als Wohnung zu nutzen, ist nicht nur durch die Einräumung eines Dauerwohnrechts nach 

WEG, sondern auch durch die Bestellung eines Wohnungsrechts nach § 1093 BGB be-

gründbar. Das Wohnungsrecht nach § 1093 BGB ist, wie das Dauerwohnrecht, eine Dienst-

barkeit an dem belasteten Grundstück. Es hat für die Genossenschaft den Vorteil, dass es 

weder veräußerlich noch vererblich ist und sich daher die Probleme, die mit einer Übertra-

gung des Dauerwohnrechts nach WEG auf ein Nichtmitglied oder mit einem Austritt ver-

bunden sind, nicht stellen. Der Berechtigte hat aber dennoch ein dingliches Recht, was 

seine Position gegenüber der Wohnungsgenossenschaft im Vergleich zu Mietergenossen 

stärkt. Im Übrigen bestehen keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der Gestal-

tungsmöglichkeiten. Allerdings können Vereinbarungen zwischen den Parteien nicht zum 

dinglichen Inhalt des Wohnungsrechts gemacht werden. 

Aus Sicht des Berechtigten erscheint das Dauerwohnrecht nach WEG aufgrund seiner hö-

heren Verkehrsfähigkeit aber attraktiver. Den Problemen, die mit der Veräußerung an ein 

Nichtmitglied oder dem Austritt verbunden sind, kann durch entsprechende vertragliche 

Gestaltungen begegnet werden (vgl. dazu die obigen Ausführungen). Darüber hinaus kön-

nen bestimmte Vereinbarungen zum dinglichen Inhalt des Dauerwohnrechts gemacht wer-

den, so dass eine flexiblere Ausgestaltung möglich ist. Daher empfiehlt es sich, auf das 

Dauerwohnrecht nach WEG zurückzugreifen. 
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